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90/02 Kraftfahrrecht 

Text 

Ausländische Lenkberechtigungen 

§ 23. (1) Das Lenken eines Kraftfahrzeuges und das Ziehen von Anhängern auf Grund einer von 
einer Vertragspartei des Pariser Übereinkommens über den Verkehr von Kraftfahrzeugen, BGBl. 
Nr. 304/1930, des Genfer Abkommens über den Straßenverkehr, BGBl. Nr. 222/1955, oder des Wiener 
Übereinkommens über den Straßenverkehr, BGBl. Nr. 289/1982, in einem Nicht-EWR-Staat erteilten 
Lenkberechtigung durch Personen mit Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) im Bundesgebiet ist zulässig, wenn seit 
dessen Begründung nicht mehr als sechs Monate verstrichen sind und der Besitzer der Lenkberechtigung 
das 18. Lebensjahr (16. Lebensjahr im Fall der Klasse A1) vollendet hat. Die Behörde hat auf Antrag 
diese Frist um weitere sechs Monate zu verlängern, wenn sich der Antragsteller nachweislich aus 
beruflichen Gründen oder zum Zwecke der Ausbildung nicht länger als ein Jahr in Österreich aufhalten 
wird. Diese Verlängerung ist zu widerrufen, wenn Gründe für eine Entziehung der Lenkberechtigung 
vorliegen. Das Lenken von Kraftfahrzeugen nach Verstreichen der genannten Fristen stellt eine 
Übertretung nach § 37 Abs. 1 dar. 

(2) Mitglieder des Diplomatischen Korps in Wien, Mitglieder des Konsularkorps in Österreich, 
Mitglieder des Verwaltungs- und technischen Personals ausländischer diplomatischer oder konsularischer 
Vertretungsbehörden oder Angestellte internationaler Organisationen in Österreich sind berechtigt, 
während der gesamten Dauer ihres Aufenthaltes in Österreich auf Grund ihrer Lenkberechtigung 
Kraftfahrzeuge zu lenken, wenn sie eine vom Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 
ausgestellte gültige Legitimationskarte besitzen. 
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(3) Dem Besitzer einer in einem Nicht-EWR-Staat oder sonstigem Gebiet erteilten Lenkberechtigung 
ist ab Vollendung des 18. Lebensjahres auf Antrag eine Lenkberechtigung im gleichen 
Berechtigungsumfang zu erteilen, wenn: 

 1. der Antragsteller nachweist, dass er sich zum Zeitpunkt der Erteilung der ausländischen 
Lenkberechtigung in dem betreffenden Staat während mindestens sechs Monaten aufhielt oder 
dort seinen Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) hatte; dieser Nachweis entfällt, wenn der Antragsteller die 
Staatsbürgerschaft des Ausstellungsstaates des Führerscheines besitzt und bei Begründung des 
Wohnsitzes (§ 5 Abs. 1 Z 1) in Österreich die ausländische Lenkberechtigung bereits besessen 
hat und die Behörde keine Zweifel am tatsächlichen Vorliegen des Wohnsitzes (§ 5 Abs. 1 Z 1) 
oder sechsmonatigem Aufenthaltes in dem betreffenden Staat zum Zeitpunkt des Erwerbes der 
Lenkberechtigung hat. 

 2. der Antragsteller seinen Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) nach Österreich verlegt hat oder während 
seines Auslandsaufenthaltes behalten hat, 

 3. keine Bedenken hinsichtlich der Verkehrszuverlässigkeit bestehen sowie die gesundheitliche 
Eignung gemäß § 8 nachgewiesen ist und 

 4. entweder die fachliche Befähigung durch eine praktische Fahrprüfung gemäß § 11 Abs. 4 
nachgewiesen wird oder 

 5. angenommen werden kann, daß die Erteilung seiner Lenkberechtigung unter den gleichen 
Voraussetzungen erfolgt ist, unter denen sie in Österreich erteilt wird. Der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie hat mit Verordnung festzulegen, in welchen Staaten für 
welche Lenkberechtigungen eine derartige Gleichartigkeit besteht. 

(3a) Wird in einem Verfahren gemäß Abs. 3 ein Nicht-EWR-Führerschein vorgelegt, dessen Frist 
bereits abgelaufen ist, so hat der Antragsteller eine praktische Fahrprüfung abzulegen, es sei denn, der 
Antragsteller kann nachweisen, dass die Lenkberechtigung trotz Ablauf der Frist im Führerschein nach 
wie vor gültig ist. Gelingt der Nachweis der Gültigkeit der Lenkberechtigung, so ist eine praktische 
Fahrprüfung nur in jenen Fällen abzulegen, in denen keine Gleichwertigkeit gemäß Abs. 3 Z 5 besteht. 

(3b) Einen Antrag auf Erteilung einer Lenkberechtigung gemäß Abs. 3 kann die antragstellende 
Person bei der Behörde ihrer Wahl innerhalb des Bundesgebietes einbringen; diese Behörde hat darüber 
zu entscheiden. Dies gilt auch in den in Abs. 3a genannten Fällen. 

(4) In einem gemäß Abs. 3 ausgestellten Führerschein ist einzutragen, auf Grund welcher 
Lenkberechtigung die Umschreibung des Führerscheines erfolgte. Der Antragsteller hat bei Ausfolgung 
des österreichischen Führerscheines seinen bisherigen Führerschein der Behörde abzuliefern. 

(5) Das Lenken von Kraftfahrzeugen und das Ziehen von Anhängern auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr durch Personen ohne Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) im Bundesgebiet ist auf Grund einer von einer 
Vertragspartei des Pariser Übereinkommens über den Verkehr von Kraftfahrzeugen, BGBl. Nr. 304/1930, 
des Genfer Abkommens über den Straßenverkehr, BGBl. Nr. 222/1955, oder des Wiener 
Übereinkommens über den Straßenverkehr, BGBl. Nr. 289/1982, erteilten Lenkberechtigung bis zu einer 
Dauer von zwölf Monaten ab Eintritt in das Bundesgebiet unbeschadet gewerberechtlicher und 
arbeitsrechtlicher Vorschriften zulässig, wenn der Besitzer der Lenkberechtigung das 18. Lebensjahr 
(16. Lebensjahr im Fall der Klasse A1) vollendet hat. Das Lenken von Motorfahrrädern und vierrädrigen 
Leichtkraftfahrzeugen durch Personen ohne Wohnsitz im Bundesgebiet (§ 5 Abs. 1 Z 1) ist nur zulässig, 
wenn der Lenker zumindest im Besitz der Lenkberechtigung der Klasse AM ist und das 15. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(6) Als Nachweis für die Lenkberechtigung muss der entsprechende nationale Führerschein 
vorliegen. Wenn dieser nicht auch in deutscher Sprache abgefasst ist und auch nicht dem Muster des 
Anhangs 9 zum Genfer Abkommen oder den Inhalten des Anhangs 1 oder 1a der Richtlinie 91/439/EWG, 
ABl. Nr. 237 vom 24. August 1991 in der Fassung 97/26/EWG, entspricht und auch nicht die 
Anforderungen des Anhangs 6 zum Wiener Übereinkommen erfüllt, muss der Führerschein zugleich mit 
einem internationalen Führerschein nach einer der in Abs. 5 angeführten Vereinbarungen oder mit einer 
von einem gemäß § 36 Abs. 2 Z 3 ermächtigten Verein oder einer ausländischen Vertretungsbehörde des 
Ausstellungsstaates verfassten Übersetzung vorgewiesen werden können. 
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